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Vor der Steuerreform ist nach der Steu-
erreform. Diese Aussage trifft vor allem auf
die derzeitige Diskussion in Deutschland
zu. Obwohl die letzte Stufe der von der
Koalition verabschiedeten Steuerreform
2000 erst mit Beginn dieses Jahres in
Kraft getreten ist, werden bereits wieder
neue Steuerreformvorschläge sowohl von
der Bundesregierung als auch von der
Opposition ausgearbeitet. Sie reichen von
der von Kirchhof vorgeschlagenen Ein-
fachsteuer, der Konsumsteuer (vgl. Rose
2003) bis zur Einführung einer dualen Ein-
kommensteuer, die vom Sachverständi-
genrat und Sinn bevorzugt wird. 

Alle sind sich darin einig, dass in der Steu-
erpolitik etwas unternommen werden
muss, um den abgeschlagenen Spitzen-
reiter der EU, Deutschland, wieder auf den
richtigen Weg zu bringen. 

Bei allen Unterschieden in den vorge-
schlagenen Konzepten besteht aber Ei-
nigkeit hinsichtlich des Ziels einer umfas-
senden Steuerreform: Es gilt, das Wirt-
schaftswachstum zu fördern und das Be-
stehen im internationalen Steuerwettbe-
werb zu erleichtern. Des Weiteren soll ei-
ne derartige Reform zu einer Erhöhung
der Effizienz beitragen, die Neutralität des
Steuersystems gewährleisten und nicht
zuletzt angemessene Staatseinnahmen
sichern. 

Nun hat schon die Regierungskoalition
während den letzten beiden Legislaturpe-
rioden bereits umfangreiche Maßnahmen
in der Steuerpolitik inklusive massiver
Steuerentlastungen ergriffen. Bevor wei-
tere Reformschritte unternommen wer-
den, ist es notwendig, sich ein Bild zu ma-
chen, ob man den genannten Zielen nicht

schon näher gekommen ist. Im Folgen-
den werden dementsprechend die von
der Bundesregierung verabschiedeten
Maßnahmen vor dem Hintergrund dieser
Ziele dargestellt und analysiert.

Deutschlands sinkendes 
Wirtschaftswachstum und 
der erhöhte Steuerwettbewerb 
in der Europäischen Union

Einer der wichtigsten Gründe, die für ei-
ne Reform des deutschen Steuersystems
sprechen, ist das sinkende Wirtschafts-
wachstum. Deutschland, früher das Land
des Wirtschaftswunders und Vorreiter in
Europa, bildet jetzt das Schlusslicht in der
wirtschaftlichen Dynamik: Die neuen EU-
Mitgliedstaaten weisen demgegenüber re-
kordverdächtige Wachstumsraten von et-
wa 4% in Tschechien oder rund 6% in den
baltischen Ländern auf. Das voraussicht-
liche durchschnittliche Wachstum von
4,5% für diese Länder in 2005 ist weit grö-
ßer als die Wachstumsraten Frankreichs
(2,2%) oder Großbritanniens (2,8%). Mit
einem erwarteten Wachstum von 1,7% im
Jahr 2005 schneidet Deutschland am
schlechtesten ab. Diese schwache öko-
nomische Entwicklung ist unter anderem
auf die sinkenden Investitionen zurückzu-
führen. Wie aus Abbildung 1 ersichtlich
sind die Pro-Kopf-Investitionen zwischen
2000 und 2005 um etwa 20% von 5 540 €
auf 4 474 € gesunken. 

Die rückläufigen Investitionen, die nega-
tive Auswirkungen auf das Wachstum und
die Beschäftigung haben, sind unter an-
derem ein Ergebnis des erhöhten interna-
tionalen Steuerwettbewerbs: Hohe deut-
sche Steuersätze verursachen Kapital-
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exporte, da Unternehmen ihre Produktion und ihre Steuer-
bemessungsgrundlage ins Ausland verlagern. 

Dies ergibt sich nicht nur aus der Theorie der Kapitaleinkom-
mensbesteuerung, sondern wird auch durch empirische Stu-
dien belegt. Die Theorie besagt, dass in einer kleinen offe-
nen Volkswirtschaft mobiles Kapital elastisch auf darauf er-
hobene Kapitalsteuern reagiert (vgl. Sinn 1997), so dass ho-
he Steuersätze zu einer Kapitalflucht führen.

Empirischer Nachweis findet sich beispielsweise in der Stu-
die von Büttner und Ruf (2004). Sie belegt, dass eine Sen-
kung des tariflichen Steuersatzes eines Landes um 10 Pro-
zentpunkte die Chance einer Direktinvestition von Seiten
deutscher Unternehmen in diesem Land um 20% erhöht.
So kann man leicht berechnen, dass die erst kürzlich ver-
abschiedeten Steuersatzsenkungen in Österreich, Tsche-

chien oder Zypern zu weiteren Direktinves-
titionen seitens deutscher Unternehmen füh-
ren können. Deshalb haben zurzeit alle Maß-
nahmen, welche Deutschland als Standort
wieder attraktiver machen, eine herausra-
gende Bedeutung.

Werden Investitionen in Deutschland aus
steuerlicher Sicht wieder relativ billiger, wer-
den die Nettoerträge der Investoren steigen.
Diese könnten sich dann eher für Investitio-
nen in Deutschland entscheiden, was auch
positive Beschäftigungseffekte zur Folge ha-
ben und dementsprechend auch die wirt-
schaftliche Situation der Arbeitnehmer ver-
bessern würde. 

Schon die von der Regierungskoalition ver-
abschiedete Steuerreform 2000 zielte darauf,
dem immer schärferen internationalen Steu-

erwettbewerb durch Steuersatzsenkungen entgegenzuwir-
ken. In nur sechs Jahren ist der Spitzensteuersatz der per-
sönlichen Einkommensteuer um 9 Prozentpunkte von 51 auf
42% gesunken (vgl. Tab. 1).

Darüber hinaus hat die Koalition ein neues System der Un-
ternehmensbesteuerung eingeführt. Bis zum Jahr 2001 wur-
den einbehaltene Gewinne mit 40% und ausgeschüttete Ge-
winne mit 30% besteuert. Seit der Reform gilt ein einheitli-
cher Körperschaftsteuersatz von 25%, und das Vollanrech-
nungsverfahren wurde durch das Halbeinkünfteverfahren1

ersetzt. Da das Vollanrechnungsverfahren nur für Aktionäre
mit Wohnsitz in Deutschland galt, stellte es eine Diskrimi-

Entwicklung der deutschen Pro-Kopf-Anlageinvestitionen

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des ifo Instituts.

EUR pro Kopf

Abb. 1

Tab. 1

Entwicklung der Steuersätze zwischen 1998 und 2005 – Angaben in % 

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

Eingangssatz 25,9 23,9 22,9 19,9 19,9 19,9 16,0 15 

Spitzensteuersatz 53 53 51 48,5 48,5 48,5 45 42 

Körperschaftsteuersatz (einbehal-
tene Gewinne) 45 40 40 25 25 26,5 25 25 

Effektiver Steuersatz für eine Kapi-
talgesellschaft inkl. Gewerbesteuer
und Solidaritätszuschlag. 56,1 51,6 51,6 38,3 38,3 39,6 38,3 38,3 

Annahmen: 1. Bis 2000 Vollanrechnungsverfahren, ab 2001 Halbeinkünfteverfahren. Bei einem Einkommensbezieher der
höchsten Progressionsstufe inkl. Solidaritätszuschlag. – 2. Durchschnittliche Gewerbesteuerhebesätze: 1998: 390%; 1999:
389%; 2000: 389%; 2001: 385%; 2002: 386%; 2003: 387%. Für 2004 und 2005 wurde der durchschnittliche Hebesatz von

2003 verwendet, da keine genaueren Angaben vom Statistischen Bundesamt vorliegen. – 3. Bei Personengesellschaften ab
2001 Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuerschuld in Höhe des 1,8fachen des Gewerbesteuermess-
betrages

Quelle: BMF; Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts.

1 Das Halbeinkünfteverfahren besagt, dass nur die Hälfte der Dividende der
persönlichen Einkommensteuer unterliegt.
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nierung der ausländischen Aktionäre dar (vgl. Fuest und
Huber 2000). Der Paradigmenwechsel hat aber somit auch
dazu geführt, dass inländische Aktionäre für ihre ausländi-
schen Dividenden nun auch das neue Verfahren in Anspruch
nehmen und damit noch leichter von internationalen Steu-
ersatzunterschieden profitieren können. Somit stellt diese
Maßnahme eine weitere Gefährdung der inländischen Investi-
tionstätigkeit dar.

Die Reduktion der tariflichen Steuersätze begünstigt aller-
dings nicht alle Investitionen gleichermaßen. Für Investitio-
nen mit geringen Erträgen ergibt sich aus der Reduktion
der Steuersätze, aber auch aus der Verschärfung der Ab-
schreibungsbedingungen ein Anstieg der Kapitalkosten. Für
die Beurteilung der Steuerreform sollte diese zusätzliche
Komponente nicht außer Acht gelassen werden. 

Betrachtet man die Höhe der Gewinnsteuersätze im euro-
päischen Vergleich (vgl. Abb. 2), wird deutlich, dass Deutsch-
land trotz dieser Steuerentlastungen mit einer effektiven Steu-
erbelastung von 38,3% (einschließlich Solidaritätszuschlag
5,5% und Gewerbesteuer) immer noch an der Spitze liegt.
Die effektive Steuerbelastung der Unternehmensgewinne
in Deutschland ist beispielsweise rund 8 Prozentpunkte hö-
her als in Großbritannien. Der EU-Durchschnitt (mit Ausnah-
me von Dänemark und Luxemburg) liegt bei 32,2%.

Berücksichtigt man zusätzlich die neuen EU-Mitgliedstaa-
ten, die attraktive Investitionsmöglichkeiten durch äußerst
niedrige gesetzliche Steuersätze ermöglichen, so wird der
vorherrschende Steuerwettbewerb noch deutlicher. Die nied-
rigsten tariflichen Steuersätze von 15% sind in Litauen, Lett-
land und Zypern vorzufinden, wobei der durchschnittliche

Satz in den neuen EU-Mitgliedstaaten nur
21,5% erreicht (vgl. Abb. 2). Somit liegt
der deutsche gesetzliche Steuersatz um
ca. 6 Prozentpunkte über dem durch-
schnittlichen Satz der EU15-Staaten und
sogar fast 17 Prozentpunkte höher als
der durchschnittliche Gewinnsteuersatz
der neuen EU-Mitgliedstaaten. Der Steu-
erwettbewerb ist also sehr hoch und wird
sich sogar verschärfen, wenn man die
zukünftigen steuerlichen Änderungen be-
rücksichtigt, welche in verschiedenen
Ländern beschlossen wurden.2 Er führt
zu sinkenden inländischen Investitionen
und zu steigenden Kapitalexporten.

Diese Art von Kapitalflucht hat in den letz-
ten Jahren sogar zugenommen. Dabei
könnte auch eine Rolle spielen, dass
durch die Einführung des Euro Deutsch-
land nicht mehr mit vergleichsweise nied-
rigen Zinsen Investoren anlocken und so-

mit andere Standortnachteile kompensieren kann, da die
Einführung der einheitlichen Währung zu einer Angleichung
der Zinssätze im Euroraum geführt hat (vgl. Sinn 1997).

So entscheiden sich immer mehr Investoren für eine Verla-
gerung der Produktion ins Ausland. Die Ergebnisse einer
Umfrage des Deutschen Industrie und Handelskammerta-
ges aus dem Jahr 2003 bei ca. 10 000 Unternehmen ergab,
dass 18% der Industrieunternehmen wegen den deutschen
Standortnachteilen in den letzten drei Jahren Teile ihrer Pro-
duktion ins Ausland verlagert haben und fast 25% dieser
Unternehmen für die nächsten Jahre Ähnliches planen. Laut
Kapitalverkehrsbilanz der Deutschen Bundesbank ist zwi-
schen 1990–2002 das Direktinvestitionsvermögen deutscher
Unternehmen um ca. 536 Mrd. € gestiegen, und die An-
zahl ausländischer Tochterunternehmen hat sich um mehr
als 14 000 Unternehmen erhöht (vgl. Sachverständigenrat
2004). Diese Entwicklungen sind nicht nur auf Markterschlie-
ßungsstrategien zurückzuführen, sondern auch auf die hie-
sigen Standortnachteile und somit auf die steuerlichen Rah-
menbedingungen.

Im Hinblick auf diese Entwicklungen lässt sich also feststel-
len, dass eine Unternehmensteuerreform für Deutschland
als Hochsteuerland weiterhin erforderlich ist. Die Reduktion
der tariflichen Steuersätze ging nicht weit genug, um die
Wettbewerbsposition des Standortes deutlich zu verbes-
sern. So hat man die ungünstigen Nebeneffekte auf die Ka-
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Abb. 2

Annahmen: Die dargestellten Gewinnsteuersätze beziehen sich auf Körperschaften. Sie setzen sich
zusammen aus der Körperschaftsteuer sowie Steuern nachgeordneter Gebietskörperschaften. Die
Darstellung der übrigen EU15 bezieht sich auf die verbleibenden EU-Staaten ohne Dänemark und
Luxemburg.

Quelle: ifo Institut; http://www.cesifo-group.de.

2 Die Tschechische Republik hat 2005 den Körperschaftsteuersatz von 28 auf
26% reduziert und wird diesen ab 2006 auf 24% senken. Seit 2005 gilt in
Zypern ein Steuersatz von 10%. Dieses Jahr wurde auch in Österreich
und in Finnland die Körperschaftsteuer von 34 auf 25% bzw. von 28 auf
26% reduziert. 
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pitalkosten in Kauf genommen, ohne die
Standortattraktivität wirklich zu verbessern.

Fehlende Neutralität des Steuer-
systems

Ein weiteres Kriterium, das ein effizientes Steu-
ersystem erfüllen muss, ist die Gewährleistung
der Neutralität hinsichtlich der Rechtsformwahl
sowie die Vermeidung von Verzerrungen be-
züglich der Investitions- und Finanzierungs-
entscheidung der Unternehmen und der Kon-
sum-Spar-Entscheidung der Haushalte.

Zwar wurden durch die Steuerpolitik der Koa-
lition die gesetzlichen Steuersätze gesenkt,
aber das zweite Vorhaben, nämlich die Ge-
staltung eines rechtsformneutraleren Steuer-
systems (vgl. Bundestagsdrucksache 2000),
wurde nicht erreicht. Obwohl die Steuerreform 2000 die Be-
lastung der Personenunternehmen verringert hat, sind die
Auswirkungen auf Körperschaften zwiespältig. Kapitalgesell-
schaften, die Investitionen über einbehaltene Gewinne finan-
zieren, werden bevorzugt, gefolgt von Personenunternehmen;
die höchste Belastung trifft Kapitalgesellschaften, die Gewin-
ne ausschütten.3 Die Steuersatzunterschiede zwischen Per-
sonengesellschaften und Körperschaften haben in den letz-
ten Jahren sogar zugenommen (vgl. Spengel und Wiegard
2004). So ist der Unterschied in der Besteuerung ausgeschüt-
teter Gewinne zwischen Körperschaften und Personengesell-
schaften von 4 Prozentpunkten im Jahr 2003 auf 6,6 Prozent-
punkten im Jahr 2005 gestiegen (vgl. Tab. 2).

Durch die unterschiedliche Behandlung von Dividenden und
Veräußerungsgewinnen sowie durch die Ab-
ziehbarkeit von Fremdkapitalzinsen von der
Bemessungsgrundlage der Körperschaft-
steuer werden die Investitions- und Finan-
zierungsentscheidungen der Unternehmen
verzerrt, und die Außenfinanzierung von In-
vestitionen gilt weiterhin als günstigste Fi-
nanzierungsquelle.

Fortschritte sind auch kaum zu verzeichnen
bei einer weiteren bedeutenden Verzerrung,
nämlich die Konsum-Spar-Entscheidung der
Haushalte. Diese Verzerrung ist das Ergeb-
nis eines Doppelbesteuerungsphänomens.
So wirkt eine Steuer auf Kapital wie eine dop-
pelte Steuer auf den Lohn, da die Nettoein-
künfte aus Arbeit noch einmal bei der Rea-
lisierung der Zinseinkünfte besteuert werden

(vgl. Sinn 2003). Um diese zusätzliche Belastung des zu-
künftigen Konsums zu vermeiden, sollte die Besteuerung
der Kapitalakkumulation so niedrig wie möglich ausfallen
(vgl. Boadway 2004).

Sinkende Steuereinnahmen 

Außer den oben angeführten Argumenten spricht auch die
Entwicklung der Steuereinnahmen für eine Reform der Ka-
pitaleinkommensbesteuerung. Wie man der Abbildung 3
entnehmen kann, ist in den letzten Jahren das Pro-Kopf-
Körperschaftsteueraufkommen drastisch gesunken, und
zwar von etwa 295 € im Jahr 2000 auf nur 159 € im Jahr
2004, was also einen Rückgang um fast 46% bedeutet.

Tab. 2

Gesetzliche Steuersätze für Kapital- und Personengesellschaften 

 Kapitalgesellschaft Personengesellschaft

 Einbehaltene Gewinne

2003 39,6 51,1 

2004 38,3 48,0 

2005 38,3 45,4 

 Ausgeschüttete Gewinne

2003 55,1 51,1 

2004 53,0 48,0 

2005 52,0 45,4 

Anmerkungen: Der Spitzensteuersatz wird angewendet. Körperschaften
unterliegen der Körperschaftsteuer, dem Solidaritätszuschlag und der
Gewerbesteuer. Personengesellschaften unterliegen der persönlichen 

Einkommensteuer dem Solidaritätszuschlag und der Gewerbesteuer,
wobei ein Teil der letzteren auf die Einkommensteuerschuld angerechnet
werden kann. Die Hälfte der ausgeschütteten Gewinne von Körper-

schaften unterliegt der Einkommensteuer und dem Solidaritätszuschlag.

Quelle: BMF (2004); Spengel und Wiegard (2004); Berechnungen des ifo 

Instituts.
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Entwicklung des Körperschaftsteueraufkommens

Annahmen: Aufkommen der Körperschaftsteuer pro Einwohner in konstanten Preisen, ab 1991
Gesamtdeutschland. Aufkommen 2004/2005 laut Steuerschätzung November 2004. In der Gra-
phik ist nur der Steuersatz auf einbehaltene Gewinne abgebildet.

Quelle: ifo Institut; http://www.cesifo-group.de.

Abb. 3

3 Wobei die maximale Grenzbesteuerung unterstellt wird.
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Der starke Ausfall 2001 (– 426 Mill. €) ist zum einen auf die
schlechte Konjunktur und damit einhergehende geringe Un-
ternehmensgewinne zurückzuführen, vor allem aber durch
die im deutschen Steuerrecht innewohnende »Verwendungs-
fiktion« zu erklären. Danach werden im Falle einer Ausschüt-
tung zunächst die am höchsten belasteten thesaurierten Ge-
winne verwendet, was zu einem Ersatz alter durch neue Ei-
genkapitaltöpfe führte. So konnte eine Kapitalgesellschaft
2001 Gewinne ausschütten, die vor 1999 mit 45% besteu-
ert wurden, und neue Gewinne thesaurieren, die einer ge-
ringeren Belastung unterlagen. Durch diese einfache Um-
schichtung konnte ein Unternehmen Steuern in Höhe von
15% des Umschichtungsvolumens sparen. Die mit der Steu-
erreform verbundene Ermäßigung wurde somit auf einbe-
haltene Gewinne vergangener Perioden ausgedehnt und der
frühere thesaurierte Eigenkapitalbestand der Unternehmen
steuerlich unnötig entlastet (vgl. Sinn 2002). Eine wachs-
tumsfördernde Steuerpolitik sollte dementsprechend nur die
Gewinne entlasten, die für Investitionen verwendet durch In-
vestitionen geschaffen werden.

Es stellt sich also wieder die Frage, ob die jetzigen Steuer-
sätze sowie das derzeitige System der Kapitaleinkommens-
besteuerung in dieser Form noch zu rechtfertigen ist.

Eine weitere Steuerentlastung würde zum einen die inländi-
sche Investitionstätigkeit ankurbeln und somit zu erhöhten
Steuereinnahmen durch eine verbreiterte Steuerbemes-
sungsgrundlage führen und zum anderen die Anreize erhö-
hen, Gewinne im Inland und nicht in einem Niedrigsteuer-
land zu versteuern.

Schlussfolgerung

Insgesamt lässt sich also feststellen, dass die Steuerreform
die Verzerrungen bezüglich der Investitions-, der Finanzie-
rungsentscheidungen und der Rechtsformwahl der Unter-
nehmen nicht beseitigt, in einigen Bereichen sogar verschärft
hat. Darüber hinaus wurde die Position Deutschlands im
Steuerwettbewerb durch die während der letzten beiden Le-
gislaturperioden verabschiedeten Maßnahmen nur mäßig
gestärkt. 

Angesichts der aktuellen Probleme Deutschlands ist also ei-
ne umfassende Steuerreform unausweichlich. Sie ist viel-
leicht ebenso dringend gebraucht wie im Jahr 1998.
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